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«Der heutige Durchbruch ist
eine grossartige Nachricht für
Millionen von grenzüberschrei-
tenden Arbeitnehmern!» So
freute sich EU-Parlamentarie-
rinGabyBischoff amMittwoch-
abend auf der PlattformX.

Es geht um all die Beschäf-
tigten, die in einem anderen
EU-Land arbeiten, als sie woh-
nen. Sie sollen künftig besser
geschützt werden – insbesonde-
re, wenn sie ihren Job verlieren.
«Lex Locis Laboris» heisst das
neue Prinzip, auf das sich Ver-
treter des EU-Parlaments, der
EU-Mitgliedstaaten und der
EU-Kommission am Mittwoch
in einer Schlussberatung ge-
einigthaben.AufDeutsch:«Ge-
setz des Arbeitsorts».

BeiJobverlustsollSchweizer
Arbeitslosenkasse zahlen
Der gefeierte Durchbruch er-
folgt nach einem über zehnjäh-
rigen Ringen. Schon zweimal
waren die EU-Gremien einer
Lösung nahe, scheiterten dann
allerdings. Doch diesmal deutet
alles darauf hin, dass dasmäch-
tigeGremiumderEU-Botschaf-
ter die Reform definitiv durch-
winkt.DerEntscheidsollnächs-
teWoche fallen.

Was fürdieausDeutschland
stammende SP-Politikerin ein
Grund zum Jubeln ist, führt in
Bundesbern zu erhöhter Nervo-
sität. Denn die Schweiz muss
dieReform imRahmender Per-
sonenfreizügigkeit überneh-
men. Und der Entscheid – der
für die gesamte EU gilt – wird
die schweizerische Arbeitslo-
senversicherung je nach Schät-
zung mehrere Hundert Millio-
nenFrankenbiszueinerMilliar-
de kosten. Pro Jahr.

Dies aus dem einfachen
Grund, weil künftig Grenzgän-
ger ihr Arbeitslosengeld von je-
ner Arbeitslosenkasse erhalten
sollen, in die sie Beiträge einge-
zahlt haben. Heute werden die-
seGelder von denArbeitslosen-

kassen desWohnsitzlandes ent-
richtet – wovon die Schweiz seit
Jahrenmassiv profitiert.

Konkretes Beispiel: Arbei-
tet ein in Frankreich lebender
Mechaniker im Kanton Waadt
in einer Uhrenfabrik, zahlt er
in die Schweizer Arbeitslosen-
kasse ein. Verliert er seinen
Job, zahlt jedoch die französi-
sche Sozialversicherung sein
Arbeitslosengeld. Das gleiche
Prinzip gilt für IT-Experten,
die aus dem Ausland nach Zü-
rich pendeln, für die deut-
schen Detailhandelsangestell-
ten in Basel oder französische
Pflegefachleute in Genfer Spi-
tälern. Die Regionen sind zum
Teil massiv auf die Fachleute
aus dem nahen Ausland ange-
wiesen – das zeigte sich etwa

während der Corona-Pande-
mie in den grenznahen Spitä-
lern.

Grenzgänger kosten
FrankreichMilliarden
Wie stark die Reform die
Schweiz betreffen wird, zeigen
die Zahlen: Nirgends in Europa
gibt es so vieleGrenzgängerwie
in der Schweiz; über 410’000
waren es Ende 2025. Entspre-
chend hoch ist die Zahl arbeits-
loser ehemaliger Grenzgänger
in unserenNachbarländern.

Zum Beispiel in Frankreich:
In den Jahren zwischen 2011
und 2023 verlor die französische
Arbeitslosenkasse «Unedic»
durch die Grenzgänger-Rege-
lung insgesamt 9 Milliarden
Euro. Im Jahr 2024 allein waren

es 860 Millionen Euro. Ein
Grossteil davon ist auf Schwei-
zer Grenzgänger zurückzufüh-
ren: Von den im Jahr 2024 in
Frankreich als arbeitslos regist-
rierten 43’400 Grenzgängern
arbeiteten 27’500 zuvor in der
Schweiz. Aufgrund der hohen
Schweizer Löhne erhalten sie
vom französischen Staat rund
2600 Euro, während ein «nor-
maler» französischer Arbeitslo-
ser nur etwa 1200Euro erhält.

Allerdings handelt es sich
beim neuen Gesetz nicht ein-
fach um einen Angriff auf die
Schweiz.Betroffen sindalleEU-
Staatenmit einem hohen Anteil
an Grenzgängerinnen und
Grenzgängern. Zuvorderst Lu-
xemburg, wo knapp die Hälfte
der 485’000 Arbeitnehmer täg-

lich ausdemnahenEU-Ausland
über die Grenze pendelt.

Auch die Niederlande oder
Dänemark dürften künftig bei
den Arbeitslosengeldern tiefer
indieTaschegreifenmüssen. In
Deutschland ist das Verhältnis
etwa ausgeglichen, da es nicht
nur Grenzgänger entsendet,
zum Beispiel in die Schweiz.
Sondernauchwelcheempfängt,
etwa aus Polen.

Luxemburg bekommt
sieben JahreÜbergangsfrist
DieSchweizhat inBrüssel inden
vergangenen Jahren zusammen
mit gleichgesinnten EU-Staaten
mit viel Engagement gegen die
Reform lobbyiert.Oft genanntes
Argument war dabei, dass es für
die Regionalen Arbeitsvermitt-
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lungszentren (RAV) in der
Schweiz keineMöglichkeit gebe,
Leistungsempfänger imAusland
zukontrollieren. Inderaktuellen
Reform sind aber administrative
Kooperationsmechanismen vor-
gesehen. Offen ist, ob die
SchweizwieLuxemburgaufeine
Übergangsfrist bis zur Einfüh-
rung der neuen Regeln hoffen
kann. Luxemburg erhält bis zu
sieben Jahre Schonfrist.

ZudenkonkretenKosten für
die Schweiz gibt es Schätzun-
gen. Das Staatssekretariat für
Wirtschaft (Seco) in Bern will
diese aber nicht publikmachen.
Aus verschiedenen Quellen
weiss CH Media aber, dass die
Spannweitevoneinerhalbenbis
zu knapp einer Milliarde Fran-
kenpro Jahr reicht.Diekonkrete
Summe ist auch abhängig von
der Konjunktur und der Dauer,
während der die Arbeitslosen-
gelder den Grenzgängern ent-
richtet werdenmüssen. Die Re-
form sieht grundsätzlich sechs
Monate vor, während deren
Arbeitslosengeld ins Ausland
abfliessen kann.

Bundesbern zittertwegen
10-Millionen-Initiative
Auf Anfrage betont das Seco,
dass eine Übernahme bezie-
hungsweise eineAktualisierung
der Regeln zur sozialen Koordi-
nation erst «nachAbschluss des
üblichen innerstaatlichen Ge-
nehmigungsverfahrens» und
«mit ausdrücklicher Zustim-
mung der Schweiz» erfolgen
könnte. Hinter den Kulissen ist
die Unruhe freilich gross, dass
die Millionenrechnung für
arbeitsloseGrenzgängerdieDe-
batteumdieneuenEU-Verträge
vergiften wird. Dies unbesehen
der Tatsache, dass die Schweiz
die neuenRegelnmit oder ohne
die neuen Verträge überneh-
men muss, gestützt auf die be-
stehenden bilateralen Verträge.
Kurzfristig herrscht die Angst,
dass die SVP das Thema für die
Schlussphase imAbstimmungs-
kampf über die 10-Millionen-
Initiative ausschlachten könnte.

Am23. Juni2017schriebderum-
triebige Genfer Wirtschaftsan-
walt Christian Lüscher eine
Mail anmehr als einhalbesDut-
zend Vertreter der israelischen
Regierung: «Auf streng vertrau-
licherBasismöchte ichSiedarü-
ber informieren, dass ich kom-
menden Montag um 6.30 Uhr
eine Telefonkonferenz mit
Herrn Lauber, dem Schweizer
Bundesanwalt, haben werde.
Selbstverständlich werde ich
mich im Anschluss bei Ihnen
melden. Beste Grüsse, Chris-
tian.»

Dass Lüscher einen heissen
Draht zuBundesanwaltMichael
Lauber unterhielt, ist bekannt.
2019 verhalf er ihm alsMitglied
der Gerichtskommission zur

Wiederwahl, obwohl sich die
Mehrheit der Kommission da-
gegen ausgesprochen hatte.
Grund waren Laubers umstrit-
tene Geheimtreffen mit FIFA-
Präsident Gianni Infantino.
2020 musste Lauber nach einer

Disziplinaruntersuchung der
Aufsichtsbehörde AB-BA vor-
zeitig zurücktreten.

Nun werfen geleakte Doku-
mente ausdem israelischen Jus-
tizministerium aber ein zusätz-
liches Schlaglicht auf Lüschers
Draht zu Lauber. Die Wochen-
zeitung «WOZ» berichtete zu-
erst darüber.

Auslöser für Lüschers
«streng vertrauliche» Botschaft
war eine Strafanzeige, die im
Mai 2017 von einer propalästi-
nensischen Gruppe in Genf
gegen die frühere israelische
Aussenministerin Tzipi Livni
eingereicht worden war. Der
Vorwurf: Kriegsverbrechen im
Zusammenhang mit der israeli-
schen Militäroperation im Ga-
zastreifen 2008 und 2009, bei
der rund 1400 Menschen getö-

Henry Habegger tet wurden. Livni hatte sich da-
mit gebrüstet, beim Einsatz in
Gaza «echtes Rowdytum» ver-
langtzuhaben.EinSprecherder
Bundesanwaltschaft bestätigte
damals, die Anzeige werde ge-
prüft.

Die israelische Regierung
mandatierte daraufhin dieGen-
fer Kanzlei CMS, bei der Lü-
scher tätig war. Laut «WOZ»
warb CMS gegenüber Israel of-
fensivmit Lüschers politischem
Netzwerk und seinen guten Be-
ziehungen nach Bern. Der heis-
se Draht war nicht billig, der
CMS zugestandene Stundenan-
satzhabebis zu650Frankenbe-
tragen.

Am 3. April 2018 schrieb Lü-
scher an seine Auftraggeber in
Israel: «Ich hatte heute Gele-
genheit,mit demBundesanwalt

zu sprechen, der mich infor-
mierte, dass die Strafanzeige
gegen Frau T. L. formell abge-
wiesen wurde, was bedeutet,
dass die Bundesanwaltschaft es
ablehnte, eine Strafuntersu-
chung zu eröffnen.» Den Ent-
scheid samt Begründung könne
man aber nur erhalten, schrieb
Lüscher weiter, wenn die Bun-
desanwaltschaft darüber infor-
miert werde, «dass unsere Fir-
maT. L. vertritt». Er schlossmit
denWorten: «Bitte teilt unsmit,
obwir das tunwollen.»

ZweiTage später schriebder
israelische Generalstaatsanwalt
laut «WOZ» in einer internen
Mail,manhabe seit derAnzeige
gegen Livni «hinter den Kulis-
sen» gearbeitet. Der Anwalt in
der Schweiz habe informelle
Gespräche mit dem Bundesan-

walt geführt und sich von ihm
über den Stand der Dinge auf
demLaufenden halten lassen.

SachewirdThema an
Aufsichtssitzung
Gegenüber der «WOZ» bestritt
Lüscher, der bis 2023 im Natio-
nalrat sass, das Vorliegen einer
problematischen Doppelrolle.
Wegen des Anwaltsgeheimnis-
ses könne er keine weiteren
Auskünfte geben.

Die Aufsichtsbehörde über
die Bundesanwaltschaft (AB-
BA) habe vom WOZ-Artikel
Kenntnis genommen, sie werde
«den Inhalt an ihrer nächsten
Aufsichtssitzung thematisie-
ren», heisst es aufAnfragebeim
Sekretariat der AB-BA. Diese
wird von Strafrechtsprofessor
Marc Thommen präsidiert.
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Arbeitslose Grenzgänger: Jetzt wirds teuer
DieEU-Reformder sozialenAbsicherung vonmobilenArbeitskräften führt in der Schweiz zuMehrkosten von hundertenMillionen Franken.

Heikle Israel-Connection im Bundeshaus
Geleakte Akten zeigen, wie 2017 einNationalrat seine Beziehungen zumBundesanwalt spielen liess.
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